
 

 

 

 

 

 

 

 

 

Perspektiven für den  

ver.di-Bezirk  

Leipzig- Nordsachsen 2.0 

 

 

 

 

verabschiedet auf der  

ver.di-Bezirkskonferenz  

am 15. November 2014 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 



Perspektiven für den ver.di- Bezirk  

Leipzig-Nordsachsen 2.0 
 

Diskutiert und verabschied auf der  

ver.di- Bezirkskonferenz  

am 15. November 2014 

 

 

Die ver.di- Region Leipzig-Nordsachsen wird vor allem durch den Ballungsraum Leipzig 

geprägt. 

 

Anders als in den Ballungsräumen Chemnitz und Dresden konnte 

die Region Leipzig-Nordsachsen nach 1990 kaum Infrastrukturan-

siedlungen verzeichnen. Versandhandelsunternehmen kamen 

(Amazon) und gingen (Quelle). Erst im 

letzten Jahrzehnt, praktisch mit der 

Ansiedlung der Hauptumschlagbasis 

der DHL wurde Leipzig als Logistikstandort entdeckt. 

 

Inwiefern diese Neuansiedlungen auch deshalb möglich wurden, weil Bedingungen aus 

Flächentarifverträgen abgeschwächt wurden oder die Anwendung von Tarifverträgen als 

gänzlich unnötig angesehen wurde, kann dahin gestellt bleiben. 

 

Zumindest passte diese Entwicklung in die politischen Rahmenbedingungen der Umver-

teilung gesellschaftlichen Reichtums von unten nach oben seit der 2. Legislaturperiode 

von „Rot-Grün“ unter Gerhard Schröder. 

 

So profitierten also die Stadt Leipzig und auch die beiden Landkreise, die zum ver.di-

Bezirk Leipzig-Nordsachsen gehören, von dem Arbeitskräftebedarf dieser Neuansiedlun-

gen. 

 

Mit prekär lassen sich diese neu entstandenen Arbeitsverhältnisse am besten umschrei-

ben. 

 

Prekär sind sie deshalb, weil sie entweder befristet sind, 

weil sie in Teilzeit stattfinden oder weil sie unter dem 

vom DGB geforderten Mindestlohn liegen. Im üblichen 

Fall treffen alle drei Bedingungen zu. 
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Welche Aufgaben aus dem letzten Perspektivenpapier sollten fortgeschrieben 

werden und welche ergeben sich aus den jetzigen Bedingungen für die nächs-

ten vier Jahre und darüber hinaus für den ver.di-Bezirk Leipzig-Nordsachsen? 
 

Der öffentlichen Verwaltung und den kommunalen Unternehmen kommt als 

größte Arbeitgeber in der Stadt Leipzig und in der Region nachwievor eine besondere 

Bedeutung zu. Nicht nur tariflich abgesicherte Arbeitsplätze, sondern auch die unmittel-

bare und mittelbare Wirkung dieser Verwaltungen und Betriebe auf die Stadt und das 

Umland sind von hoher Bedeutung. Dabei ist unter „unmittelbarer Wirkung“ z.B. die 

Vergabe von Aufträgen und Leistungen der kommunalen Unternehmen in die Stadt und 

in die Region zu betrachten, die wiederum eine auskömmliche Entwicklung von Dienst-

leistungs-, Handwerks- und Zulieferbetrieben auslösen. 
 

Die „mittelbare Wirkung“ dieser Unternehmen auf den Konsum, sprich die Binnen-

nachfrage in der Region sowie die Wirkung auf die Steuerzahlung in der Stadt ist eben-

falls nicht zu unterschätzen. Menschen, die ein anständiges Gehalt bekommen, können 

ohne Ängste wiederum konsumieren, sprich Handel, Gewerbe, Gaststättenbetriebe 

leben von den Menschen, die ordentlich vergütet werden. 
 

Nicht nur diese Wirkungen, sondern die grundsätzliche Position, dass Bürgerinnen und 

Bürger die Einflussnahme auf kommunales Eigentum behalten müssen – dies ist die un-

mittelbarste Demokratie, die sie ausüben können - waren für den ver.di -Bezirk Leipzig-

Nordsachsen Leitlinie seines Handelns, als es darum ging, Privatisierungen, diesmal von 

Tochterunternehmen der Stadtwerke Leipzig oder von Eigenbetrieben der Stadt Leipzig, 

zu verhindern.  

Dabei ging und geht es nicht nur darum, Unternehmen zu betrachten, die der Daseins-

fürsorge oder -vorsorge unterliegen. Darüber hinaus muss der Blick darauf gerichtet 

werden, welche Unternehmen in dieser Stadt 

miteinander vernetzt und daher nur sehr 

schwer aus einem Verbund zu lösen sind.  

Außerdem war und ist es nicht sinnvoll, Unternehmen zu privatisieren, die einen Ergeb-

nisbeitrag für den kommunalen Haushalt erbringen, nur weil neoliberale Vertreter, die 

sich durch fast alle Fraktionen des z.B. Leipziger Rates ziehen, der Meinung sind, dass 

diese Aufgabe durch den Markt geregelt werden muss und nicht durch die öffentliche 

Hand.  
 

Das kurzfristige Denken, zur Entlastung des kommunalen Haushaltes und/oder zur Re-

duzierung des Haushaltsdefizits, kommunale Unternehmen ganz oder teilweise zu 

privatisieren, Bereiche der Stadtverwaltung auszugliedern und dann gesellschaftsrecht-

lich zu privatisieren oder Anlagenwerte aus Unternehmen still und leise zu verkaufen, 

muss auch weiterhin auf unseren entschiedenen Widerstand stoßen. 
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Unser Ziel ist:  

Kein Verkauf kommunalen Eigentums! 

 

In den letzten Jahren hat ein Lernprozess stattgefunden. Gemeinsam haben Beschäftigte 

des Stadtkonzerns unter Federführung der ver.di für sich einen Beschäftigungssiche-

rungstarifvertrag durchgesetzt. 

Personal- und Betriebsräte kommunaler Unternehmen haben auf dem Wege einer Peti-

tion im Stadtrat erreicht, dass betriebsbedingte Kündigungen – wenn es irgend geht – 

vermieden werden sollen. 

 

 

 

 

Wer das schafft, kann auch zusammenstehen, wenn es hart auf hart kommt.  

 

Dabei gibt es noch Reserven auf ver.di-Seite. So inhaltsstarke Tarifverträge müssen sich 

auch in der Mitgliederentwicklung widerspiegeln. Wir müssen auch bei den kommuna-

len Unternehmen raus aus der Falle der „Stellvertreterpolitik“. 

 

Dabei können die betroffenen ver.di-Fachbereiche voneinander lernen und miteinander 

kooperieren, gemeinsam Aktionen planen und Aufklärung in den Betrieben und Dienst-

stellen betreiben.  
 

Auch wenn unser kommunalpolitisches Engagement einen Wert an sich darstellt, müs-

sen wir sicherstellen, dass unsere finanzielle Handlungsfähigkeit erhalten bleibt. Demzu-

folge gehört die aktive Mitgliederwerbearbeit auch im Rahmen der Auseinandersetzun-

gen um den Erhalt kommunalen Eigentums immer dazu. 

 

Der Kampf um die Einführung eines gesetzlichen Mindestlohnes hatte nun endlich 

Erfolg. Die Überwachung des vom Bundestag beschlossenen Monitoring und die Sicher-

stellung, dass „Ausweichbewegungen“ diesen Erfolg nicht aufweichen, werden nun 

unser Handeln bestimmen.  

 

Was können wir konkret vor Ort tun? 

 

Wir können Beschäftigte vor ihren Betrieben, die ab 01.01.2015 Mindestlohn gezahlt 

bekommen müssen, kontaktieren und ihnen konkrete Hilfe anbieten. Wir können diesen 

Graubereich öffentlich machen und skandalisieren.  

 

Mindestlohn ist doch das Mindeste! 

Und natürlich geht unser Kampf weiter, denn 8,50 € sichern nur das Nötigste. 
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Forderungen nach Tariftreue und Vergaberegelungen werden uns auch weiterhin be-

gleiten. Zusammen mit dem DGB müssen wir bei den Parteien, auch vor Ort, „Klinken 

putzen“, um dabei zu einem überparteilichen Konsens zu kommen, der in den Städten 

und Gemeinden unseres ver.di-Bezirks zu einem ungeschriebenen Gesetz  

wird. 

 

Aus der Idee, dass Beschäftige, besonders Unternehmen der öffentlichen Hand, deutlich 

machen, dass sie aus den verschiedenen betrieblichen Gründen nicht von ihrer Arbeit 

leben können, könnte im Bezirk in den nächsten Jahren eine fachbereichsübergreifende 

Kampagne werden. Das Motto „Fair statt prekär“ ist nicht neu, aber fortgesetzt mit  

„. . . in Leipzig und Region“ schon. 

 

Ob dabei auch spezielle Themen wie betrieblich induzierte Teilzeit oder fortgesetzter 

Befristung eine Rolle spielen sollten, muss mit denen, die ihr Gesicht dazu hergeben, 

abgestimmt werden. 

 

In vielen Bereichen des öffentlichen Dienstes, aber auch bei Entsorgungsunternehmen, 

bei freien Trägern, in Pflegeheimen, in Krankenhäusern sind wir damit konfrontiert, dass 

keine Tarifverträge mehr Anwendung finden. Die Beschäftigten waren evtl. noch nie-

mals in den Genuss eines Tarifvertrages gekommen oder sie befinden sich in der Nach-

wirkung von bestehenden Tarifverträgen. Es gehört zu unseren vordringlichsten Aufga-

ben, über das Prinzip der bedingungsgebundenen Gewerkschaftsarbeit hier 

Handlungsmacht herzustellen, um Arbeitgeber dazu zu bringen, (wieder) in einen 

Arbeitgeberverband ein- und damit einem Flächentarifvertrag beizutreten oder mit uns 

einen adäquaten Haustarifvertrag abzuschließen.  

 

Seit über einem Jahr wird in Abständen Amazon bestreikt. Auch dem Letzten dürfte klar 

geworden sein, dass dort an einem dicken Brett gebohrt wird. 

 

Die Amerikanisierung deutscher Arbeitsverhältnisse wird hier deutlich sichtbar. Ob das 

Duzen des Vorgesetzten dabei einen Tarifvertrag aufwiegt, muss auch weiterhin intensiv 

mit den Beschäftigten diskutiert werden. 

Außerdem müssen wir aufpassen, dass wir uns nicht immer wieder in die Ecke treiben 

lassen, uns ginge es einzig und allein um den Tarifvertrag des Einzel- und Versandhan-

dels und nur das sähe Amazon anders.  

 

Korrekt ist, Amazon will gar keinen Tarifvertrag! Aber wir wollen einen für Amazon.  

Und genau da will Amazon nicht hin, sie wollen an keinen Verhandlungstisch.  
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Es ist eine unserer vordringlichsten Aufgaben, da dran zu bleiben. Auch wenn mittler-

weile Löhne im Bereich des Logistik-Tarifvertrages gezahlt werden, bedeutet dies nicht, 

dass wir Amazon im Bereich Logistik akzeptieren. Amazon ist ein Versandhandelsunter-

nehmen und muss auch dementsprechend müssen die Beschäftigten entlohnt werden. 

Manchmal geht es ums Prinzip. Und das heißt: TARIFVERTRAG. 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

Besonders im Bereich des öffentlichen Dienstes, der dem Tarifvertrag TVöD oder TV-

L unterfällt, ist die Mobilisierungsfähigkeit der Beschäftigten für ein besseres Tarifergeb-

nis äußerst zäh. Hier aus der Stellvertreterposition heraus zu kommen, und die Be-

schäftigten damit zu konfrontieren, dass sie selbst dafür verantwortlich sind, wie ihre 

Arbeitsbedingungen der Zukunft aussehen, ist ein vordringliches Ziel der nächsten Jahre. 

Dazu gehört, dass in den Dienststellen Vertrauensleutekörper aufgebaut werden. Dies 

muss nicht nur eine Aufgabe unmittelbar vor und während der Tarifrunden sein. Gerade 

in der Zeit zwischen den Tarifrunden muss ein Informationssystem an die Mitglieder und 

von diesen zurück zu ver.di stabil funktionieren. Dies muss Schwerpunkt der hauptamtli-

chen Tätigkeit bei ver.di sein. 

 

Wir müssen es schaffen, auch um die Fachbereichsarbeit etwas zu entlasten, auf 

Bezirksebene regelmäßig Vertrauensleuteschulungen anzubieten. 

 

Die Idee dahinter ist, außerhalb von akuten Situationen, gewerkschaftliche Themen über 

die besten Multiplikatoren, die wir als ver.di haben können, über unsere Vertrauens-

leute, in den Betrieb zu tragen. 

 

Tarifvertrag, Flächentarifvertrag, Entgeltrahmentarifvertrag, Entgelttarifvertrag das sind 

alles Begriffe, die sich erst mal im Kopf umsetzen müssen, damit sie dann zum Handeln 

antreiben. Auch an anderen gewerkschaftlichen Themen mangelt es nicht.  

Lobbyarbeit im besten Sinne fängt im Betrieb an. 
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Starke Betriebs- und Personalräte in den Betrieben und Dienststellen sind ausgesprochen 

wichtig, damit nicht nur gesetzliche, sondern auch tarifliche Standards – so sie vorhan-

den sind – eingehalten werden. Unsere Hauptaufgabe ist, neben der Wahl von Ver-

trauensleuten in den Unternehmen, starke ver.di- gebundene Arbeitnehmervertre-

tungen zu etablieren Für 

hauptamtlich Beschäftigte muss 

es eine Selbstverständlichkeit 

sein, diese Gremien adäquat zu 

betreuen. Dabei muss die Bot-

schaft allerdings lauten: Ihr 

bekommt die bestmögliche 

Betreuung durch die Vereinte 

Dienstleistungsgewerkschaft, im 

Gegenzug tragt ihr aktiv dazu 

bei, in euren Betrieben und Dienststellen neue Mitglieder zu werben. Denn damit 

können wir gemeinsam unseren Gestaltungsspielraum festigen und sogar ausbauen. 

 

„Perspektive 2015 – ver.di wächst“ soll unserer Organisation in den nächsten Jahren 

den Weg dahin noch besser eben. 

„Mehr Mitglieder – mehr Macht – mehr Möglichkeiten“ – unter diesem Motto wird ein 

Umbauprozess unserer Organisation auf uns zukommen.  
 

Durch Bündelung von Aufgaben in der indi-

viduellen Mitgliederbetreuung sollen personelle 

Ressourcen freigesetzt werden, die wiederum 

dann der kollektiven Mitgliederbetreuung, also 

den Mitgliedern in den Betrieben und Dienststellen 

zu gute kommen sollen. 

 

Dies stellt knapp 14 Jahre nach der Gründung von ver.di einen enormer Veränderungs-

prozess dar.  

Wichtig aus unserer Sicht ist: 

Unsere Mitglieder bemerken diese Veränderung nur positiv. Sie bekommen schnellen 

und kompetenten Kontakt zu ver.di. 

Unsere Mitglieder nehmen ihre Organisation in ihrem Betrieb wahr. 

Wir bleiben die politische Organisation, die sich zu den gesellschaftspolitischen Themen 

zu Wort meldet und dran bleibt. 

Wir behandeln unsere Beschäftigten so, wie wir es auch für unsere Mitglieder von deren 

Arbeitgebern fordern. 
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Dabei bleiben auch folgende Themen relevant: 

 

Brücken für eine intensive Bindung unserer Kolleginnen und Kollegen an ver.di können 

die gewerkschaftliche Bildungsarbeit und die Rechtsberatung sein.  

Immer noch lassen sich Personal- und Betriebsräte überwie-

gend bei privaten Anbietern schulen, da sie zum Teil günstiger 

auf dem Markt zu haben waren. Und sie haben sich 

Rechtsberatung bei Anwaltskanzleien geholt. Dies hat seine 

Ursache auch in einem nicht punktgenauen Rechtsberatungsangebot der ver.di vor Ort.  

 

Hier können wir mit der ver.di Bildung + Beratung gGmbH eigenes Profil zeigen. 

Es liegt an den Gewerkschaftssekretärinnen und –sekretären, über Bildungsarbeit Bin-

dungen der Betriebsräte und Personalratsvertretungen an ver.di herzustellen.  

 

Der Ansatz, Betriebs- und Personalräten anzuraten, über die Beauftragung von Rechts-

anwälten und den damit entstehenden Kosten die Verfahren für Arbeitgeber schmerz-

haft zu machen, hat letztendlich zu einer Entfernung der Vertretungen von der Kompe-

tenz der ver.di geführt. Hier gilt es immer noch, Veränderungen herbeizuführen. Es liegt 

an uns, einen qualifizierten Rechtsschutz vorzuhalten, nicht erst, wenn Veränderungen 

aus „Perspektive 2015“ wirksam werden 

 

Ein ver.di-Rechtsschutz muss folgende Kriterien erfüllen:  

Rechtssekretäre der Vereinten Dienstleistungsgewerkschaft vertreten wichtige Fälle 

selbst vor Gericht und kommunizieren erfolgreiche Verfahren organisationsintern. ver.di 

kann und muss die Rechtsprechung auch in Leipzig stärker beeinflussen.  

 

Eine zweite Aufgabe des gewerkschaftlichen Rechtsschutzes ist die Beratung für Interes-

sensvertretungen. Kompetenter Ansprechpartner zu sein, just in dem Moment, wo die 

Probleme im Betrieb auftreten und für die Vertretungen Gefahr in Verzug ist, muss 

vorrangig sein. 

Eine dritte Aufgabe muss zukünftig sein, dass der Rechtsschutz eine Servicefunktion für 

die hauptamtlichen Kolleginnen und Kollegen übernimmt. Hier gilt es, die Kompetenz 

der Rechtssekretäre stärker in den Vordergrund zu rücken, um eine Entlastung der 

Fachbereichssekretärinnen und –sekretäre zu erreichen. 

 

Unter diesen Bedingungen sollte auch in Zukunft der Rechtsschutz im ver.di- Bezirk 

Leipzig- Nordsachsen vorgehalten werden. Sollten diese vorgenannten Kriterien nicht 

erfüllbar sein, muss über eine Umverteilung der Ressourcen nachgedacht werden. An-

sonsten haben wir im DGB-Rechtsschutz einen kompetenten Ansprechpartner, mit dem 

eine enge und vertrauensvolle Zusammenarbeit jederzeit möglich ist. 
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Seit einigen Jahren ist – mit einigen mutterschutzbedingten Diskontinuitäten, zuletzt 

über die Finanzierung als Gemeinschaftaufgabe im ver.di-Landesbezirk, eine ganze Stelle 

zur Mitgliedergewinnung im Bereich der Jugendlichen und Auszubildenden im Be-

zirk gesichert.  

 

Mit derzeit etwas über 6 Prozent Anteil Jugendlicher 

am Mitgliederbestand des Bezirkes können wir uns 

landesweit blicken lassen. 

Allerdings dürfen wir nicht verkennen, welche 

Altersabgänge in den Betrieben unmittelbar 

bevorstehen.  

Um durchsetzungsstark zu bleiben oder auch erst zu werden, müssen die Potenziale in 

diesem Alterssegment unbedingt erschlossen werden. 

 

Dies ist nicht leicht, nicht zuletzt, weil die Sozialisation eine andere ist, der gewerk-

schaftliche Gedanke oftmals erst mühsam eingepflanzt werden muss. 

 

Mobilisierung für jugendspezifische Tarifverträge und für eine aktive und spannende 

Jugendarbeit vor Ort, die eben den vermuteten Erwartungen von verstaubter und er-

grauter Funktionärsarbeit entgegensteht, können ein Weg sein. 

 

 
 

Nicht zuletzt müssen in den nächsten Jahren auch Lücken geschlossen werden. Aktive 

Funktionärinnen und Funktionäre scheiden aus dem Arbeitsleben aus. Nicht nur in den 

betrieblichen Gremien macht sich ein Generationenwechsel bemerkbar, auch in den 

ver.di-Gremien muss er vollzogen werden, damit wir mit den Vertretern der Personen-

gruppen als auch mit denen aus den Betrieben immer am Puls der Zeit sind. 

 

Steigende Mitgliederzahlen und damit einhergehende steigende Beitragsein-

nahmen sind die Ziele, die jeden Monat neu erkämpft werden müssen. 

Dies eröffnet uns Handlungsspielräume. Ohne Mitglieder, die bereit sind, jeden Monat 

ihren satzungsgemäßen Beitrag zu entrichten, um Hilfe, Anleitung und Unterstützung 

zu erlangen, wären wir als Organisation nicht wahrnehmbar. 
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Steigende Beitragseinnahmen drückten sich in der Vergangenheit nicht immer in der 

Abbildung von hauptamtlich Beschäftigten im ver.di-Bezirk aus. 

So muss es weiter eine Aufgabe bleiben, die Abbildung der Fachbereiche mit Personal 

im Bezirk zu gewährleisten.  

Da auch hauptamtlich Beschäftigte körperlich nicht „zerteilbar“ sind, ist die Vision der 

Zukunft, fachbereichsübergreifend in der Region Leipzig-Nordsachsen tätig zu werden.  

Die Zukunft kann nicht sein, dass Beschäftigte zunehmend mehr Zeit im Auto verbrin-

gen, um die einzelnen Dienststellen und Betriebe über hunderte Kilometer anzufahren, 

sondern diese in der Region fest zu verankern.  

 

Was spricht dagegen, den „Konzern Stadt“ sowohl in Leipzig als auch in den Städten 

der Landkreise Leipzig und Nordsachsen aus einer Hand zu betreuen? Der Vorteil ist 

nicht nur, dass die dort Tätigen sich auf einen Menschen konzentrieren können, sondern 

auch, dass die politisch Handelnden sich nicht beständig auf wechselnde Akteure ein-

stellen müssen. Diese Kontinuität kann zukünftig besonders wichtig sein, damit wir aus 

der Situation des Reagierens in ein Agieren jeweils vor Ort kommen. Günstigstenfalls 

sind die handelnden Personen auch mit ihrem Wohnsitz in der Region angesiedelt, so 

dass das Aufnehmen der politischen Situation vor Ort nicht eine zusätzliche Belastung 

ist, sondern einfach durch das vor-Ort-Erleben geschieht. 

 

Auch ver.di hat älter werdende Beschäftigte. Die psychischen Belastungen nehmen 

rapide zu. Es liegt an uns, wenigstens dafür Sorge zu tragen, dass diese reduziert wer-

den, um mit gesunden Beschäftigten kontinuierlich arbeiten zu können. Ein erster 

Schritt ist die Reduzierung der Fahrstrecken. 

 

Dies gilt sowohl für Gewerkschaftssekretäre als auch für unsere Verwaltungsangestell-

ten. 

Dass gute Arbeitsbedingungen ein Tarifziel sein können, haben wir in der Tarifausei-

nandersetzung zum Sozial- und Erziehungsdienst 2009 gespürt. Warum gute Arbeits-  
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bedingungen nur für Erzieherinnen im öffentlichen Dienst eine Forderung sein sollen, 

hat sich den Beschäftigten der freigemeinnützigen Träger nicht erschlossen. Dies ist 

auch ein Feld der fachbereichsübergreifenden Zusammenarbeit, nicht nur, um 

Ressourcen zu sparen, sondern auch, um sich gegenüber unserer Schwester-

gewerkschaft innerhalb des DGB mit der Kompetenz darzustellen, die wir vor Ort 

vorhalten. 

 

Es bleibt unsere Aufgabe sein, neue Aktive besonders in den Landkreisen zu zu werben, 

denen es unter Umständen zu mühsam und aufwändig ist, in die Metropole Leipzig zu 

pendeln, um gewerkschaftlich aktiv zu sein. Örtliche Probleme aufzugreifen, kann ein 

großer Motor sein. Hier müssen auch die Fachbereiche noch stärker in den Regionen 

aktiv werden, um Menschen zu gewinnen, die bereit sind, vor Ort tätig zu werden. Dies 

nicht unbedingt in fachlich-fachbereichsspezifischer Hinsicht, sondern zu Themen, die 

die Menschen vor Ort interessieren. 

 

Unterstützung für zu etablierende Ortsvorstände können auch ausscheidende haupt-

amtliche Kolleginnen und Kollegen sein. Die noch günstige Altersteilzeitregelung lässt 

junge Alte in den Vorruhestand gehen. Die fachliche und organisatorische Anleitung von 

Ortsvereinen bietet die Möglichkeit für ein langsames Ausgleiten aus dem Arbeitspro-

zess. Wir sollten uns die Chance nicht entgehen lassen, diese Kolleginnen und Kollegen 

konkret anzusprechen. 

 

Ziel ist eine sich selbst tragende Gremienarbeit in den Regionen.  

 

Dieser Grundsatz lässt sich aber auch auf die Personen- und Statusgruppenarbeit im 

ver.di-Bezirk Leipzig-Nordsachsen übertragen. 

  
 

ver.di fordert sehr viel von seinen engagierten Funktionärinnen und Funktionären. Aus-

zutarieren, wie Gewerkschaftsarbeit auch immer noch Spaß macht, politisches Engage-

ment auch Befriedigung schenkt und dabei ehrenamtliche Kolleginnen und Kollegen 

nicht zu überfordern, ist eine wichtige Aufgabe. 

 

Unser sparsamer Umgang mit Sachkosten soll es uns auch weiterhin ermöglichen, Akti-

onen und Aktivitäten der Personen- und Statusgruppen sowie der Ortsvereine mit 

genügend finanziellen Ressourcen auszustatten, damit sie auch zukünftig ihr Enga-

gement praktisch umsetzen können. 
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Der ver.di- Bezirk Leipzig-Nordsachsen ist keine „Insel der Glückseligen“ innerhalb der 

ver.di in der Bundesrepublik Deutschland. Es gilt auch zukünftig darauf zu achten, wie 

wir unserer Mitgliederfreundlichkeit, unserer Nähe zum Mitglied, unserem Service-

auftrag gegenüber unseren zahlenden Kolleginnen und Kollegen mit noch besserer 

Qualität gerecht werden.  

Dabei kann es durchaus sinnvoll und richtig sein, übergreifende Kooperationen in be-

stimmten Verwaltungsaufgaben, aber auch auf bestimmten Betreuungsfeldern überre-

gional zu vereinbaren, bevor entsprechende Prozesse durch „Perspektive 2015“ einge-

leitet werden. 

Wichtigstes Maß in dieser Diskussion ist, wie wir unserem Auftrag, für das Mitglied da 

zu sein, ihm in Notsituationen aber auch in normalen Alltagsfragen kompetent, verbind-

lich und schnell helfen können, auch zukünftig nachkommen. 

 

Dabei spielen kurze Wege für unsere auch älter werdende Mitgliedschaft eine entschei-

dende Rolle. 

 

Regionalität sichert Einflussnahme im politischen Bereich. Wenn ver.di vor Ort als poli-

tisch einflussreiche Kraft bekannt und akzeptiert ist, können wir unsere ureigensten 

gewerkschaftspolitischen Aufgaben noch besser wahrnehmen. Dies wirkt wiederum 

zurück auf unsere politische Handlungsfähigkeit. 

 

Das erworbene Ansehen auf diesen Feldern muss sich noch stärker in der Werbung 

von Mitgliedern niederschlagen. Damit sichern wir zukünftig unsere finanzielle Hand-

lungsmöglichkeit und unsere Durchsetzungskraft bei Auseinandersetzungen, tariflichen 

als auch politischen. 

 

 

 

Dann kann der ver.di-Bezirk Leipzig-Nord-

sachsen auch weiterhin stark und autark in die 

Zukunft blicken. 

 

 

 

 

 

 

 
V.i.S.d.P.: Ines Kuche, ver.di-Bezirk Leipzig-Nordsachsen, Karl-Liebknecht-Straße 30, 04107 Leipzig 
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